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„Heute ist Streiktag“
Die Gewerkschaften Verdi, GEW und EVG im Tarifkampf. Kapitalisten und Süddeutsche Zeitung 
stellen das Streikrecht in Frage.

Die Post geht ab – und nicht nur die!

Am 3. März war der Platz voll, 22.000 
Teilnehmer gaben die Veranstalter 

bekannt. Verdi hatte die Kolleginnen und 
Kollegen der MVG zu einer Kundgebung 
und Demonstration aufgerufen, gemein-
sam mit Fridays for Future (FfF). „Heute 
ist Streiktag!“

Der MVG-Kollege mit einer Statur, als 
könne er einen Bus allein schieben, wur-
de bei seiner begeisternden Rede immer 
wieder mit lautem Beifall unterbrochen: 
„... Staus und Unfälle auf den Straßen, es 
wird immer anstrengender für uns von der 
MVG. Es herrscht Personalmangel, wir 

schieben Überstunden ohne Ende. Wir 
sind 24/7/365 für euch da. Ob von der 
Party, ob vom Kiga, ob von der Schule, ob 
vom Betrieb, wir holen euch ab. Zu jeder 
Tages- und Nachtzeit, bei jedem Wetter – 
wir sind für euch da. Das ist unsere Leiden-
schaft. Doch es gibt körperliche Grenzen! 
Schichtdienst macht soziale Kontakte und 
Familie fast unmöglich. Auch wir haben 
ein Recht auf Gesundheit! Daher sind 10,5 
Prozent und 500 Euro mindestens nicht 
zu viel! Die Leute, die einen Kilometer 
entfernt im Maximilianeum sitzen, müssen 
uns jetzt hören... (sehr lauter, andauernder 

Beifall) ... Ihr seid so geil! ... Ohne ÖPNV, 
ohne uns gibt es keinen Umweltschutz, wir 
packen bis zu 1.000 Leute in ein Fahrzeug. 
Das ist eine ein Kilometer lange Auto-
schlange, die einer von uns dabeihat. Und 
dafür muss endlich Finanzierung her...” 
(Rede von Redaktion gekürzt)

Die öffentlichen Arbeitgeber versetzten 
den Kolleginnen und Kollegen in der zwei-
ten Verhandlungsrunde einen Schlag unter 
die Gürtellinie! Nancy Faeser, Bundesin-
nenministerin (SPD) bot an: 9 Nullmonate, 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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dann 3 Prozent, 8 Monate später 2 Prozent, 
27 Monate Laufzeit. Dazu werden 2.500 
Euro Einmalzahlung, die nicht tarifwirk-
sam sind, angeboten. 

Am 1. März versammelten sich 300 Kol-
leginnen und Kollegen des Pflegepersonals 
am Krankenhaus Schwabing zu einer 
Streikkundgebung. Die dritte Verhand-
lungsrunde ist am 27. März.

Die MVGler, die einen Haustarif ha-
ben, fordern auch die Übernahme in den 
Tarifvertrag Nahverkehr (TV-N). Damit 
soll die Spaltung unter den Beschäftigten 
endlich aufgehoben werden.

Bei der Post fordern die Kolleginnen und 
Kollegen 15 Prozent bei 12 Monaten Lauf-
zeit sowie 200 Euro für die Azubis. Bisher 
beteiligten sich 100.000 an 24-Stunden-
Warnstreiks. Die mittlerweile durchge-
führte Urabstimmung brachte 85,9 Prozent 
Zustimmung zu unbefristeten Streiks.

Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft EVG fordert 12 Prozent, mindestens 
650 Euro mehr im Monat, 325 Euro für 
Azubis. Bei der Verhandlung am 28. Feb-
ruar kam kein Angebot der DB.

Die Süddeutsche Zeitung ist sich nicht 
zu schade, die Kundgebung auf dem Ode-
onsplatz vom 3. März runterzumachen. 
Auf der ersten Seite wird getitelt: „Verdi 
testet Grenzen aus ... politische Streiks 
sind verboten.” Dazu zitiert das Leitme-
dium den Sprecher der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA): Der Streik sei illegal, weil Verdi 
gemeinsam mit FfF die „Mobilitätswende” 
fordere. Das sei eine „gefährliche Grenz-
überschreitung”.                                    nkrn

´ Fortsetzung von Seite 1

„Heute ist Streiktag!“
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Kolleginnen und Kollegen von Verdi gemeinsam mit Aktivisten aus verschiedenen Naturschutzorganisationen

8. März: Internationaler Frauentag. Verdi und GEW gemeinsam

MVG-Kolleginnen und -Kollegen im Kampf für bessere Arbeits- und Lebensbedingungen



14.3.2023 l 3

Italien: 
Unter dem Motto „Hoch mit den Löhnen, 
runter mit den Waffen“ versammelten sich 
am 27. Februar tausende Hafenarbeiter aus 
ganz Italien in Genua. Wie schon im Früh-
jahr letzten Jahres weigerten sie sich, Waf-
fen zu verladen und streikten für höhere 
Löhne und gegen Arbeitsbedingungen, die 
immer wieder teils tödliche Arbeitsunfälle 
zur Folge haben.

Großbritannien: 
Die Gewerkschaften führen ihren seit 
Monaten andauernden Kampf für höhere 
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen 
fort und lassen sich nicht einschüchtern.

So kündigt die Eisenbahngewerkschaft 
RMT weitere Streiks für die Monate März 
und April an. Die Angebote der Bahnun-
ternehmen blieben bisher stets unter der 
Inflationsrate und entsprachen nicht „den 
Bedürfnissen der Mitglieder in Bezug auf 
Bezahlung, Arbeitsplatzsicherheit und 
Arbeitsbedingungen“, so die Begründung 
der Gewerkschaft für die Fortsetzung der 
Streiks.

Auch die Beschäftigten bei der briti-
schen Post stimmten mit 95,9 Prozent 
für weitere Arbeitskampfmaßnahmen ab. 
Der Generalsekretär der Gewerkschaft 
CWU erklärte dazu: „Nach zwei landes-
weiten Urabstimmungen, 18 Streiktagen, 
ständigen Einschüchterungen durch 
die Geschäftsführung und zahlreichen 
ungerechten Disziplinarverfahren gegen 
ihre Kolleginnen und Kollegen haben die 
Arbeitenden der Post erneut ihre Würde 
und Entschlossenheit bewiesen.“ (labour-
net.de)

Ebenso neu in den Streik getreten sind 
Lehrkräfte und Hochschulangestellte.

Frankreich: 
Bereits an mehreren Tagen im Januar und 
Februar haben jeweils über eine Million 
Beteiligte gegen die Heraufsetzung des 
Rentenalters und weitere Verschlechte-
rungen protestiert und gestreikt. Doch die 
französische Regierung will weiterhin mit 
aller Macht ihre „Rentenreform“ durch-
setzen.

Am 7. März nun haben die Gewerk-
schaften erneut zu einem landesweiten 
Tag des Protestes und zum Generalstreik, 
der nicht mehr auf 24 Stunden befristet 
wird, aufgerufen. Mehr Arbeiterinnen 
und Arbeiter als je zuvor sind dem gefolgt. 
Über 3 Millionen waren nach Angaben 
der Gewerkschaften auf den Straßen. 
Die Züge und U-Bahnen standen still, 
die Raffinerien wurden bestreikt, Schulen 
blieben wieder geschlossen, der Müll blieb 
liegen. Im ganzen Land hieß es: „Nein zur 
Rentenreform!“                                        ngr

Die Arbeiter geben nicht auf
Auch in Italien, Großbritannien und Frankreich Arbeitskämpfe gegen schlechtes Leben.
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Meldungen über Zugunglücke regen 
mich immer besonders auf. Jedes 

Mal stellt sich nämlich heraus, dass sie 
vermeidbar waren. Die Eisenbahner in 
Griechenland protestieren seit vielen 
Jahren gegen den miserablen Zustand der 
Bahn und das fehlende Personal. Nun 
hat sich herausgestellt: Der beim Unglück 
diensthabende Eisenbahner war gar nicht 
genügend ausgebildet für die Tätigkeit, 
und die Sicherheitstechnik der Strecke 
war Schrott.

Das erinnert mich an die diversen 
„Rettungspakete“ für Griechenland ab 
2010. Bis zu 150.000 Staatsangestellte 
sollten entlassen werden, von Lehrern 

Kein Unglück, sondern ein Verbrechen
Was haben Scholz und Merkel mit dem schweren Bahnunglück in Griechenland zu tun?

und Lehrerinnen bis zu Eisenbahnern und 
Eisenbahnerinnen, das war das Spardiktat. 
Unserem Finanzminister Schäuble ging das 
damals zu langsam, einen Schuldenschnitt 
lehnte er sowieso ab. Den wollte sogar 
der damalige US-Präsident Obama, als er 
bei einem Staatsbesuch in Griechenland 
gesehen hatte, was los war. Die Bun-
deskanzlerin Merkel lehnte damals jede 
Änderung der „Sparpakete“ ab. Sie wolle 
sich nicht von Griechen „am Nasenring 
durch die Manege führen lassen“ sagte sie 
auf einem CDU-Landesparteitag (Focus 
online, 13. November 2013). So wurde 
auch Stimmung gegen die „faulen“ Grie-
chen gemacht.

Das fiel mir wieder ein bei den Mel-
dungen von der Zugkatastrophe. Kanzler 
Scholz kann sein Beileid wirkungsvoller 
ausdrücken – indem er endlich die von 
Deutschland im besetzten Griechenland 
erpresste Zwangsanleihe zurückzahlt. Von 
den Nazisoldaten Deutschlands wurden 
den Griechen 476 Millionen Reichsmark 
während der Besatzung geraubt. Das war 
ihre Währungsreserve. Mit Zinsen sind das 
geschätzte 8 bis 11 Milliarden Euro heute. 
Die Griechen haben bis heute keinen Cent 
davon wiedergesehen.                        nukm
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Der Unterschied zu Deutschland: Kolleginnen und Kollegen von Bahn und Athener U-Bahn gehen in einen 24-stündigen Streik.
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Großbritannien: Kampf gegen Massenarmut.

Kein Unglück, sondern ein Verbrechen

Welche vollzeitbeschäftigte Mutter 
(und vereinzelte Väter) kennt das 

nicht? Morgens um sechs das Kind (oder 
die Kinder!) in die Kita bringen, dann zum 
Job hetzen, nach acht Stunden Maloche 
zurück zur Kita, einkaufen, Abendessen 
zubereiten, Hausaufgaben anschauen, 
mit dem Kind spielen, und dann um zehn 
hundstotmüde ins Bett fallen. Montag bis 
Freitag, fünf Tage die Woche. 

Welche Erzieherin oder welcher Erzieher 
kennt das nicht? Statt pünktlich Schluss 
machen zu können, warten auf verspätete 
Eltern. Denn die anvertrauten Kinder dür-
fen nicht allein gelassen werden.

Welche Krankenpflegerin oder welcher 
Krankenpfleger, welche Ärztin oder wel-
cher Arzt kennt das nicht? 15 Minuten vor 
Dienstende wird ein Notfall eingeliefert. 
Mehrarbeit ist angesagt. Zwölf-Stunden-
Schichten seien in der Medizin „längst an 
der Tagesordnung“, sagte dazu der Präsi-
dent der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtpflege e.V., Ulrich Lilie. 

Die Christlich-Sozialen präsentieren 
einen Lösungsvorschlag und ließen ihre 
Sozialministerin Ulrike Scharf auf der 
ConSozial, einer Fachmesse für die Sozi-
alwirtschaft, verkünden: „Wir müssen neue 
Wege gehen“. Die gelernte Bankkauffrau 

und zeitweise Inhaberin eines von den El-
tern übernommenen Reisebüros in Erding 
sagte weiter: „Wir müssen offen über eine 
längere Arbeitszeit an einzelnen Tagen von 
bis zu 12 Stunden und eine Wochenarbeits-
zeit von 48 Stunden diskutieren – flexibel 
und auf freiwilliger Basis der Beschäftigten 
…“ Was (noch) als Missstand gilt, soll le-
galisiert werden, natürlich auf „freiwilliger 
Basis“. 

Wie das so ist mit der Freiwilligkeit, 
könnten sich die CSU und ihre Sozial-
ministerin von den Betroffenen erklären 
lassen – siehe Beispiele oben. Wie das so 
ist mit der Freiwilligkeit in einer Branche, 
die v. a. unter Beschäftigtenmangel leidet, 
nicht zuletzt wegen der Arbeitszeiten.

Der bereits zitierte Ulrich Lilie gibt einen 
Einblick in die Folgen: „Wegen der hohen 
Arbeitsbelastung in Kliniken, Altenhei-
men und anderen sozialen Einrichtungen 
spreche man schon jetzt nicht mehr von 
‚Burnout‘, sondern von ‚Coolout‘ – die 
Beschäftigten stumpften ab, weil sie stän-
dig überbelastet sind. Sie verlieren ihre 
Empathie“, so Lilie. (BR24, 7. Dezember 
2022) Viel Spaß kann man da nur den 
Kranken wünschen! 

Die Vizepräsidentin der Bayerischen 
Roten Kreuzes, Brigitte Meyer, fordert 

Scharfmacherin
Bayerns CSU-Sozialministerin fordert eine Änderung des Arbeitszeitgesetzes.

als Antwort auf den Fachkräftemangel, 
dass endlich die Berufsausbildung aus-
ländischer Fachkräfte anerkannt werden 
müsste, und die Landesvorsitzenden der 
Arbeiterwohlfahrt fordern „mutige Maß-
nahmen“, z. B. die 35-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich, gute Arbeitsbe-
dingungen und mehr Personal, aber keine 
endlosen Schichten, die zum Hamsterrad 
für die Fachkräfte werden. Der Vorschlag 
der CSU ist ein falsches Signal: „Das wäre 
nicht nur ein Schritt, sondern ein Spurt 
nach hinten.“

Die Antwort der Sozialministerin Scharf: 
„Flexiblere Arbeitszeiten seien (…) eine 
‚Win-win-Situation‘.“ (BR24, 7. Dezem-
ber 2022) Ohne Zweifel ein Gewinn für 
die Unternehmer der Sozialwirtschaft, 
der Krankenhauskonzerne und auch der 
staatlichen Einrichtungen. Ebenso ohne 
Zweifel ein Verlust für die dort Beschäftig-
ten. Die Antwort muss in den kommenden 
Tarifrunden durch die Gewerkschaften 
gegeben werden. Alle anderen können die 
am 8. Oktober stattfindende Landtagswahl 
nutzen – keine Stimme für die CSU!

nRW

Kampfpanzer aus München weiten den Krieg aus
Münchner Mordmaschinen erhalten grünes Licht. Entrosten und Entschimmeln in Allach. Kriegs-
partei Deutschland eskaliert die Schlacht in der Ukraine.

Das Rohr zielt in eine Richtung. Darun-
ter dreht sich ein 60 Tonnen schweres 

Ungetüm um die eigene Achse. Das Rohr 
zielt immer noch in dieselbe Richtung. Ein 
Werbefilm von Krauss-Maffei Wegmann 
(KMW) soll die technische Überlegenheit 
der Mordmaschine demonstrieren. Zu 
sehen einige Male in der ARD-Tagesschau 
um 20 Uhr, die zur Panzerschau wurde. Es 
war die mediale Vorbereitung der Kampf-
panzerlieferung, nachdem Baerbock den 
Krieg gegen Russland erklärt hatte. Die 
Deutschland-Ampel gab grünes Licht für 
18 moderne Leopard-2A6 aus dem Bun-
deswehrbestand, die nun in die Schlacht 
ziehen sollen! Das heißt auch Neugeschäft 
für KMW, Volumen etwa 100 Mio. Euro. 
Die Kriegsfähigkeit muss ja erhalten blei-
ben. 

Spätestens jetzt ist die Grenzüber-
schreitung zur Kriegspartei vollzogen. Die 
„Zeitenwende” (Scholz vor einem Jahr) ist 
nun eine Panzerwende. Sie wird unter an-

derem bestückt aus der Rüstungsschmiede 
in München-Allach. Dort, bei KMW, sind 
1.700 Menschen beschäftigt, die gemein-
sam mit Rheinmetall 88 Panzer des Typs 
Leopard-1 innerhalb von 8 - 12 Monaten 
wieder kriegstauglich machen sollen. Die 
Panzer aus den 60er Jahren - 4.700 waren 
insgesamt von KMW gebaut worden - 
sind aus der Bundeswehr zurückgekauft 
worden und werden nun entrostet und 
entschimmelt. 

Jeder einzelne Panzer trägt 
zur Ausweitung des Krieges bei.

Panzerschlachten in der Ukraine sollen 
nach dem Willen von Militärexperten und 
anderen Sesselfurzern ermöglicht werden. 
Die Panzer aus München als Gamechan-
ger. Die Ausbildung ukrainischer Soldaten 
hat schon begonnen. Doch kaum ist wieder 
eine rote Linie überschritten, sind von 
Selenskyj Rufe nach Kampfjets zu hören, 
nach Langstreckenraketen. Wie lange 

dauert es noch, bis sich unter den Kriegs-
treibern und Kriegstreiberinnen welche 
finden, die Truppeneinsatz fordern?

Da drängen sie sich schon vor, an der 
Spitze Strack-Zimmermann (FDP), Vor-
sitzende des Verteidigungsausschusses im 
Bundestag. Die Wehrpflicht (seit 2011 aus-
gesetzt) könne im „Spannungsfall” in Kraft 
gesetzt werden, „die Aussetzung ist zu 
bedauern”. Kriegsminister Pistorius (SPD) 
bezeichnet die Aussetzung als „Fehler”, 
er sei offen für eine Debatte. (t-online 31. 
Januar 2023) Unsere Söhne (und Töchter) 
als Panzergrenadiere oder Infanteristen 
im Kugelhagel? Oder als Besatzungen im 
besten Panzer der Welt, in dem sie elend 
verbrennen, wenn er getroffen wird? 

50.000 Menschen forderten in Berlin 
ein Ende der Waffenlieferungen und 
Verhandlungen. 743.000 haben das von 
Sahra Wagenknecht und Alice Schwarzer 
initiierte Manifest für Frieden unterschrie-
ben.                                                      nkrn  
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Kurz darauf verkündete Scholz das 
100 Milliarden Sondervermögen für 

die Bundeswehr. Die Pläne für die Mili-
tarisierung des Landes lagen schon lange 
in der Schublade, wie man z. B. in der 
Süddeutschen Zeitung vom 1. März 2022 
lesen konnte. Der Einmarsch des russi-
schen Militärs in die Ukraine war also nur 
der Anlass, dem Volk zu verkünden, dass 
unvorstellbar viel Geld für die Aufrüstung 
ausgegeben werden soll, obwohl doch im 
Bildungs- oder Gesundheitswesen, beim 
öffentlichen Verkehr oder im Sozialbereich 
alles im Argen liegt. 

Im Schatten des Krieges: Morgen-
luft für die Rüstungskonzerne

Doch die 100 Milliarden waren nur der An-
fang. Ein Jahr später erklärt Kriegsminister 
Pistorius ganz so, wie es ihm vorher die 

In München fanden zwei Kundgebungen 
mit insgesamt 20.000 Menschen gegen die 
Kriegskonferenz statt. Warum fanden zwei 
Kundgebungen statt?
Das seit Jahren aktive und explizit antifaschis-
tisch ausgerichtete Anti-Sikobündnis erklärte 
im Vorfeld: „In der Ankündigung zur „Mün-
chen steht auf (MSA)“-Demo am 18.02. auf 
dem Königsplatz werden zum Ukraine-Krieg 
Positionen vertreten, die durchaus vernünftig 
klingen. Wenn nicht nur wir, sondern immer 
mehr Menschen für ein Ende des Krieges 
in der Ukraine eintreten und anstelle von 
immer mehr Waffenlieferungen einen Waf-
fenstillstand und Verhandlungen fordern, 
dann kommt die Bundesregierung vielleicht 
langsam unter Druck, sich für eine Verhand-
lungslösung einzusetzen. Kein Thema bei den 
Veranstaltern von ‚München steht auf‘ ist je-
doch die milliardenschwere Aufrüstung oder 
die rigorose Flüchtlingsabwehr Deutschlands, 
weil dann deren Nähe zu rechts-nationalisti-
schen Positionen und zur AfD deutlich werden 
würde. Inzwischen hat Jürgen Elsässer – der 
Chefideologe der völkisch-nationalistischen 
Rechten – eine Demonstration für 11 Uhr 
am Hauptbahnhof angekündigt, auf der ein 
halbes Dutzend AfD-Funktionsträger reden 
sollen. Anschließend ist geplant, sich der 
Demo von ‚München steht auf‘ am Königs-
platz anzuschließen.“
So ist es auch nicht verwunderlich, dass Teil-
nehmer und -innen der „München steht auf“-
Kundgebung lt. SZ-Bericht z.B. Reichsbürger-
fahnen mit sich führten.                                nRW                                            

Vertreter des Anti-Sikobündnisses vor dem Bayerischen Hof

Ein Jahr „Zeitenwende“ – 
ein Jahr Entsorgung der „historischen Belastungen“
Gut ein Jahr ist es nun her, dass Bundeskanzler Scholz erklärte: „Wir erleben eine Zeitenwende.“

Rüstungsbosse klar gemacht haben, dass 
dies nicht reichen wird. Man brauche eher 
300 Milliarden und jährlich mehr als zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts, d. h. 
mehr als 77 Milliarden Jahr für Jahr für das 
Militär und die Kriegsproduktion. Ob die 
Panzerschmieden Rheinmetall und Krauss-
Maffei Wegmann, die Rüstungssparte von 
Airbus oder Diehl (Luftverteidigungssys-
teme): die Herren der Rüstungsindustrie, 
die bis vor kurzem noch still im Hinter-
grund ihre todbringenden Waren samt 
Profiten von den Arbeitern produzieren 
ließen, sind nun in aller Munde. Sie ge-
ben Interviews, sind gefragte Partner der 
Regierung.  So antwortet der Chef des 
Sensor- und Radarsysteme- Herstellers 
Hensoldt (Taufkirchen bei München) in 
einem Interview auf die Frage nach dem 
Draht zum Ministerium und Kanzleramt 

begeistert: „Der steht! Wir tauschen uns 
regelmäßig aus.“ (Süddeutsche Zeitung, 
28. Februar 2023). Rheinmetall will in Un-
garn eine neue Munitionsfabrik aufbauen, 
in Spanien eine bestehende aufkaufen. Im 
heimischen Unterlüß soll Nachschub-Mu-
nition für den Gepard produziert werden. 
Und nun kündigt der Konzern an, in der 
Ukraine den hochmodernen Kampfpanzer 
namens Panther produzieren zu wollen 
(siehe Kasten). Krauss-Maffei Wegman 
plant, die Mehrheit am Stahlwerk FWH 
Stahlguss GmbH zu übernehmen. Schließ-
lich werden dort die härtesten Legierungen 
gefertigt – Panzerstahl.

Denn ein Jahr, nachdem erst einmal nur 
Helme in die Ukraine geliefert werden 
sollten, ist man beim Kampfpanzer Leo-
pard angekommen. Die Stahlguss GmbH 
erwartet eine Umsatzsteigerung von 35 auf 

Fo
to

: 
Lu

tz
 M

eh
rli

ch
Fo

to
: 

SD
A

J 
M

ün
ch

en

Frieden erfordert Sozialismus: Münchner Arbeiterjugend im Kampf gegen Krieg
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50 Millionen Euro und erklärt, sie könne 
auch auf Drei-Schicht-Betrieb umstellen. 
Rund um die Uhr schuften für den Krieg, 
heißt das dann für die Arbeiter dort. Und 
dabei wird es nicht bleiben.

In aller Öffentlichkeit bereitet der deut-
sche Staat also Kriege vor. Dieser Staat, 
dessen Bundeskanzler Kohl vor der Ein-
verleibung der DDR 1989 noch der miss-
trauischen Welt versichern musste: „Von 
deutschem Boden muss in Zukunft immer 
Frieden ausgehen“ (bundesregierung.de).

Kriegswirtschaft
Inzwischen wird offen über „Kriegswirt-
schaft“ diskutiert. Der ehemalige Leiter der 
Münchner Sicherheitskonferenz Wolfgang 
Ischinger, der schon im November eine 
„Art Kriegswirtschaft“ gefordert hat, weiß, 
dass der Begriff „historisch schwer belas-
tet“ ist. Er gebrauche ihn trotzdem „um 
zu provozieren – und um aufzurütteln.“  
(Süddeutsche Zeitung, 25./26. Februar 
2023) Aufzurütteln? Offensichtlich, um 
die schweren historischen Belastungen 
endlich abzuschütteln. Denn das letzte 
Mal, als in Deutschland die gesamte 
Produktion auf Kriegsvorbereitung und 
Krieg ausgerichtet worden ist – und das 
bedeutet Kriegswirtschaft – war vor und 
während des 2. Weltkrieges. Doch um 
dieses Kriegsprogramm für ihre Welt-
machtpläne durchführen zu können, 
brauchten die Herren der Banken und 

Konzerne den Faschismus. Sie brauchten 
die Zerschlagung der Arbeiterparteien und 
der Gewerkschaften. Sie brauchten den 
Rassenwahn vom „deutschen Herrenmen-
schen“ und „russischen Untermenschen“. 
Sie brauchten die Folterkeller der Gestapo, 
die Konzentrationslager, um möglichst je-
den Widerstand im Keim zu ersticken und 
schließlich die Welt überfallen zu können. 
Auch wenn der Krieg in der Ukraine dazu 
benutzt wird, uns einzuhämmern, dass all 
dies endgültig Vergangenheit ist:  Jeder 
sollte daran denken, wenn hier laut über 
Kriegswirtschaft diskutiert wird.

Noch haben wir keine Kriegswirtschaft. 
Doch der Weg dahin wird bereits geebnet. 
Und dazu brauchen sie vor allem unsere 

Ein Jahr „Zeitenwende“ – 
ein Jahr Entsorgung der „historischen Belastungen“

Köpfe. „Die eigentliche Zeitenwende 
ist die, die in den Köpfen der deutschen 
Bevölkerung stattfinden muss“, meint der 
Chef der Rüstungssparte von Airbus in 
einem Interview mit der Süddeutschen 
Zeitung vom 18./19. Februar 2023, der 
darauf hofft, dass auch die militärische 
Luftfahrt nicht mehr „vernachlässigt“ wird. 
Schließlich ist seit längerem ein deutsch-
französisches milliardenschweres Kampf-
flugzeugsystem in Planung, um „europäi-
sche Souveränität in der Verteidigung“ zu 
erlangen. Souveränität, um ohne die USA 
Krieg führen zu können? Mit der vielbe-
schworenen „Souveränität der Ukraine“ 
hat das gar nichts zu tun. Lassen wir uns 
unsere Köpfe nicht vernebeln!                ngr

Kriegerische Tradition Wenige Jahre vor Beginn des 1.Weltkrieges schickte das Deutsche Reich im Streit mit Frankreich und Groß-
britannien um das Eisenerz Marokkos Kriegsschiffe ins Mittelmeer. Eines davon hieß Panther, weshalb diese deutsche Aggression als 
„Panthersprung“ in die Geschichte einging.
Im 2.Weltkrieg wurde der von MAN entwickelte Kampfpanzerwagen Panther tausendfach sowohl an der Ost- wie an der Westfront für 
die mörderischen Großmachtpläne des faschistischen deutschen Reiches eingesetzt.                                                                      ngr

„Mit der Waffe an der Schläfe lässt sich nicht verhandeln.“
Dies entgegnet Kanzler Scholz all jenen, die mehr Diplomatie statt Waffenlieferungen fordern.

Mehr als 700.000 Menschen haben 
das von Sahra Wagenknecht und 

Alice Schwarzer verfasste „Manifest für 
den Frieden“ inzwischen unterzeichnet. 
(Stand 6. März 2023) Laut einer aktuel-
len repräsentativen Umfrage des „ARD 

Deutschland Trend“ machen sich 58 Pro-
zent der Bevölkerung „sehr große/große 
Sorgen, dass Deutschland in den Krieg 
hineingezogen werden könnte.“ Lediglich 
17 Prozent in Westdeutschland und 11 
Prozent in Ostdeutschland sind der Mei-
nung, dass die Waffenlieferungen an die 
Ukraine ausgeweitet werden sollten. 53 
Prozent der Befragten sind der Auffassung, 
dass die Bundesregierung nicht genügend 
diplomatische Anstrengungen unternimmt, 
den Krieg zu beenden. 

Kann man mit Putin verhandeln?
Die angebliche Alternativlosigkeit, die Uk-
raine mit immer mehr und immer schwe-
reren Waffen aufzurüsten, wird gerne mit 

dem Verweis darauf begründet, dass Ver-
treter der russischen Regierung Verhand-
lungen ihrerseits ablehnen. Zumindest 
zum aktuellen Zeitpunkt. Doch man muss 
sich schon fragen, was man anderes von 
der russischen Führung erwartet, wenn 
man weder selbst bereit ist, mit russischen 
Regierungsvertretern zu verhandeln noch 
den beschrittenen Weg, die Ukraine zu ei-
nem gegen Russland gerichteten Vorposten 
zu machen, zu verlassen. 

Ein Waffenstillstand 
wäre möglich gewesen.

Einer, der mit der russischen und der uk-
rainischen Regierung verhandelt hat,  ist 
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der ehemalige israelische Premierminister 
Naftali Bennett. Und er kommt zu interes-
santen Schlussfolgerungen. Bennett wurde 
in den ersten Wochen nach Ausbruch des 
Krieges vom ukrainischen Präsidenten 
Selenskyj gebeten, mit dem russischen 
Präsidenten in Kontakt zu treten. Es folg-
ten Gesprächsrunden mit Bennett und 
Vertretern der russischen und ukrainischen 
Regierung, die das Ziel hatten, nach einem 
Weg zu suchen, den Krieg zu beenden. 
Nach Bennetts Aussagen sei man dabei 
weit gekommen. Beide Seiten, die ukraini-
sche und die russische, seien zu deutlichen 
Zugeständnissen bereit gewesen. So haben 
die russischen Regierungsvertreter sich 
unter anderem dazu bereit erklärt, auf das 
Kriegsziel, die Ukraine zu entwaffnen, zu 
verzichten. Und die Ukraine erklärte sich 
bereit, auf einen Nato-Beitritt zu verzich-

ten. Im Ergebnis der Verhandlungen sei 
ein Waffenstillstand „zum Greifen nahe“ 
gewesen. „Ich hatte damals den Eindruck, 
dass beide Seiten großes Interesse an ei-
nem Waffenstillstand hatten“, so Bennett. 
Der israelische Ex-Premier berichtete 
weiter, dass er sich bei den Verhandlungen 
immer eng mit der US-amerikanischen, 
der britischen, der deutschen sowie der 
französischen Regierung abgestimmt hatte 
und dass an ihnen – nicht an der russischen 
oder der ukrainischen Seite – letztlich die 
Verhandlungen scheiterten, da die westli-
chen Mächte lieber auf eine Fortsetzung 
des Krieges setzten. 

Die Berliner Zeitung fragt deshalb 
völlig berechtigt: „Warum haben die Nato-
Staaten damals einen Waffenstillstand blo-
ckiert? Welche Position hat die deutsche 
Regierung eingenommen? Und kommt 

?Leserbrief zu „Wie Inflation Reiche reicher und Arme ärmer macht“, Ausgabe vom 31. Januar 2023

Liebe Auf Draht-Redaktion,
gut, dass ihr das Ärgernis der aktuellen 
Inflation ansprecht in euerer kleinen 
Zeitung, die ich seit Jahren lese und 
schätze. Dem Kollegen Trapper Dank für 
seine klaren Worte. Inzwischen liest man 
auch Einiges dazu in den großen Medien, 
die im Gegensatz zur „Auf Draht“ im 
Besitz des großen Kapitals sind. Die 
marktbeherrschenden Handelsketten, 
auf die Trapper hinweist, haben es mit 
ihrer Preisfestsetzungsmacht offenbar 
übertrieben. Unsere schwindende 
Kaufkraft macht es unseren 
„Arbeitgebern“ immer schwerer, die von 
Trapper richtig benannte „Fabel von der 
Lohn-Preis-Spirale“ aufrechtzuerhalten. 
Allerdings ist euch der „Exkurs“ 

irgendwie zu kurz geraten. 
Die im „Exkurs“ genannten 4,08 
Prozent - durchaus richtig gerechnet 
15 Prozent Lohnerhöhung mal 27,2 
Prozent Lohnanteil – verteuern ja 
erstmal nicht die Preise, sondern 
zunächst die Kosten des Herstellers. 
Verkauft der Hersteller die Waren zum 
gleichen Preis, sinkt sein Profit. So wäre 
das in einem „freien“ Markt, auf dem 
„freie“ Konkurrenz herrscht. Jetzt wird 
Trapper sagen: Genau den „freien“ 
Markt des Konkurrenzkapitalismus von 
früher haben wir eben nicht mehr, die 
monopolistischen Handelsketten haben 
heute die Preisfestsetzungsmacht. Deshalb 
behalten sie den Profit, selbst wenn sie 
die Preise bei 15 Prozent Lohnerhöhung 

nur um 4,08 Prozent erhöhen. Weiter 
wird Trapper sagen: Bevor die Löhne um 
15 Prozent steigen würden, wenn z. B. 
die Postler sie durchkämpfen würden, 
sind natürlich die Preise gestiegen, und 
zwar nicht durch die hohen Löhne bei 
den Erzeugern und Bauern, wie erwähnt. 
Also eher Profit-Preis-Spirale als die 
Lohn-Preis-Spirale in der Kapitalisten-
Fabel.
Darauf bin ich dann auch gekommen, 
wollte euch die Ergebnisse der Mühen 
meines selbstständigen Nachdenkens auf 
Grund eures Kurz-Exkurses aber nicht 
ersparen.
Mit solidarischen Grüßen
Stephan Müller

´ Fortsetzung von Seite 7

„Mit der Waffe an der Schläfe lässt sich nicht verhandeln.“
dem Westen womöglich eine Mitschuld 
an der folgenden Eskalation des Krieges 
zu?“ (Berliner Zeitung, 6. Februar 2023)

Das Scheitern der Verhandlungen unter 
Bennetts Regie im Frühjahr 2022 zeigt 
wieder einmal, dass mit der bei uns und 
in anderen führenden kapitalistischen 
Ländern herrschenden Klasse kein Frieden 
zu machen ist, solange man sie nicht dazu 
zwingt.                                                   nMa
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